
zwischen dem Bischöflichen Generalvikariat 1nDer Kampf die Einführung Hildesheim (künitig als Generalvikariat zitiert)der Gemeinschaftsschule un: dem Ortspfarrer, damals Pfarrer Konrad AT:
IN LamsprinZze /— 1 039 germi1ssen, der V OIl die Pfarrei betreu-

Er starbh 1970 DIie Akte 1st eshalb interes-
Sant, weil S1e lLückenlos die Art des staatlichen
Vorgehens und die staatliche rgumentatıonVon Friedrich Eymelt ebenso m1ınut10s 11  u dokumentiert W1e die
Haltung der betroffenen katholischen Bevölke-
IuUuNng VO  a Lamspringe, jener Einwohner, die sich

»Ich kümmere mich nicht Glaubenssätze, weılgerten 1m Jargon leiben W1e eın
aber ich auch nicht, daß eın Pfaffe sich brandiges Glied abzutaulen Darüber hinaus 1st
irdische Sachen kümmert. DIie organıslierte Lüge die kte eIn Paradigma für gleichgelagerte NVOTFT-
mMu derart gebrochen werden, daß der Staat ab gange 1 anderen Orten
soluter Herr 1st In der Jugend stand ich auf dem
Standpunkt: Dynamıt Erst spater sah ich e1IM, Am NOov 193 / teilte Pfarrer Algermissen dem
da{ß INa das nıcht übers Knıe brechen annn Es Generalvikariat mıt, Nov sSe1 »abends 1n
mMu aDIaulen W1e EIHn brandiges 1e SO weılt großer Eile die hiesige Gemeindevertretung
müßte 108 DSE  - bringen, da{( auf der Kanzel 1U sammengerufen ‚worden)], hne vorherige An-
lauter Deppen stehen und VOI ihnen ARBBS alte gabe des Zwecks. In dieser Gemeindevertretung
Weiblein Ssıtzen. DIie gesunde Jugend 1st bei 1st 1n größter Beschleunigung auftf Ansuchen der
uns CC Reglerung die Einführung der Gemeinschafts-

schule beschlossen (worden]. DIie 180 Sitzung
SO Hitler 1ın einem Tischgespräch 1m Dezember soll, W1e ich gehört habe, keine 1ınuten g -
1941 1m Führerhauptquartier 1n der Woltsschan- dauert CH

Der Anspruch erst der »Bewegung«, annn der
Parte1 un des NS-Staates auf die Führung und In den Reihen der katholischen Eltern, die nıcht
Ausbildung der Jugend, 1st ekannt (J)m »absolu- gefragt wurden, herrscht ob dieses Beschlusses
ter Herr« werden, genugte allerdings nicht das Bestürzung un Verbitterung *. «
Abfaulenlassen der organısıerten Lüge, W1e das
Christentum charakterisiert wurde, da mulßlfste Ptarrer Algermissen chrieb darauthin
der NS-Staat schon kräftig nachheltfen, uch NOov 1937 den Regierungspräsidenten 1n Hil
11UT eın Teilziel erreichen. Eınes dieser eil- esheim 1 Namen der katholischen Gemeinde
ziele WarTr die Abschaffung der Konfessionsschu- un: Dat, dem eSschiIu ZUL Aufhebung der O_
le ischen Volksschule die Genehmigung a_

SCcCHh Er begründet diesen Wunsch TEC1126
Die Kontessionsschule wurde VO  z den National-
SOzlalisten nıicht mi1t elınes besonderen (Se Einmal widerspreche der eschliu den Be-
Setzes aNnNsSCgANSCH. Man bediente sich aı der stımmungen des Konkordats“, das die Erhaltung
unterhalb der Gesetzesebene liegenden Verwal- der katholischen Schulen gewährleistet”.
tungsakte, 1er eines Erlasses das Konkor-
dat (Art 23) unterlautfen. Wıe Hitler allerdings ber das Konkordat un

dessen Einhaltung dachte, geht ebenfalls 4a4Uus den
Be1l den Ordnungsarbeiten 1m Bistumsarchiv der Aufzeichnungen ber se1ine Tischreden hervor.
DiOzese Hildesheim wurde 19888 der Vorgang, der ESs heißt da® »J Jas Konkordat sSE1 selnerzeıt In
die Einführung der Gemeinschaftsschule auf KO- Fortsetzung der Länderkonkordate abgeschlos-
Sten der Katholischen Volksschule 3 LAm: SCH un daher mı1t dem Aufgehen der Länder 1n
springe enthält, aufgefunden und aUusS$s anderen Be- das Deutsche Reich/ eigentlich infällig OF-
reften erganzt Dıiese Akte, die Jetz Blätter den DIe Tatsache, daf das Konkordat die Läan-

derkonkordate Z Grundlage habe, sSe1 namlichumfaßt  ] hat die Nr des Bestandes Lamsprin-
SC Dieser Bestand nthält die Korrespondenzen nicht integrierender, sondern wesentlicher Be-



standteil des Konkordats. Se1ines Erachtens sSEe1 wohner sSe1 katholisch)| habe 11UT elner teilge-
daher eline bsolut selbstverständliche Rechts- NOININCN, un dieser habe se1l1ne Zustimmung ZUTI

olge der Aufhebung der Länderhoheitsrechte be Umwandlung SCAT1  iıch zurückgezogen. ET habe
ziehungsweise ihrer Überführung auf das Reich, bei der Sıitzung NOv die Jl1ragweıte des Be-
dafß sich die SOgeNANNTLEN auswartıgen Beziehun- schlusses nıcht erkannt. Der zweıte katholische
SCH des Vatikans uns erübrigten. Gemeinderat habe sel1ne Zustimmung nach der

Bekanntgabe des Beschlusses ausdrücklich VCI-
Mıt Rücksicht auf den neES habe diese Auffas weigert®.
SUuNg och nicht praktisch verwirklicht

Bischof Joseph odeNnar: Machens och nicht
Nach Beendigung des Krıeges werde m1t dem lange 1mM Amt, reaglerte chnell mı1ıt einem Hır-
Konkordat 4A4 US se1ln. tenwort Es rag das Datum VO NOv 1937

» AInl Feste der glorreichen Streiterin Katharina«.
/Es se1) Unsınn, WE das Auswartige Amft glau- Diese Datierung urfte, Ja sollte als Programm
be, jede Note des Vatikans unbedingt beantwor- verstanden werden K
ten mussen. Dadurch, daß 111411 antworte,
erkenne 112  a} Ja schon eiıne Befugnis des Atl-= Der Bischof schreibt 1n seinem Hırtenwort, auch
kans, sich 1n innerdeutsche Angelegenheiten ihn habe die Entscheidung bestürzt un
WCCI11)1 auch auf xirchlichem Gebiet eiINZzZUMmM1- schmerze ihn Als rhetorische rage stellt fest
schen un: offiziell m1t unls 1ın Verbindung SECT- „»Hat sS1e (die katholische Volksschule| ihre EYr-
Y ziehungspflichten vielleicht nicht ertüllt?« DIie

Antwort gibt selbst sofort, indem auf die (Fe
Zum anderen tellte Pfarrer Algermissen fest, allenen des Ersten Weltkrieges A4aUus der (:

die Mitglieder der katholischen Kirchenge- meinde hinweist. Eın rgument, das damals 1n
meinde selen bisher voll un: Sd11Z treu ihren Ver- den Kontext einer Begründung paßte Deutlich

stellt test » WIrTr können für uNSsSeEIE Kinderpflichtungen gegenüber un Vaterland
nachgekommen. S1ie eshalb, da{ auch keine Schulen dulden, 1ın denen diese @NDEE 1m Re-
ihre religiöse Weltanschauung un: damıiıt ihr ETr- ligionsunterricht katholische Luft J aUus-
ziehungswunsch, ihre Kinder 1ın die katholische erhalb der Religionsstunden ber einen anderen
Volksschule schicken können, geachtet WCCI- elst, vielleicht einen sehr unchristlichen e1s
de 1n sich aufnehmen. In olchen chulen laufen

UNSeTtTe Kinder grofßse Gefahr, Katholiken
Abschließen el »IJI1ie esamtheit der werden, die 1n der Stunde der Versuchung ab

hiesigen katholischen Erziehungsberechtigten fallen.« Das Problem War erkannt un mut1g
bitten dringend, den Antrag des hiesigen Bur- tormuliert. och der Bischof wurde och deutli-
germeılsters auf Einführung der Gemeinschafts- cher » WITr ordern sS1e (die katholischen chulen
schule abzulehnen, da die katholischen Eltern 1n Jauter, weil WI1ITF sechr ernstlich befürchten,
der Umwandlung der katholischen Vo  SSCHNUule da{fß die Gemeinschattsschulen deutschgläubige,
1n eine Gemeinschattsschule eiıne große Gefähr- neuheidnische Schulen werden.«
dung ihrer Gewissensfreiheit sehen und darum
1n der Gesamtheit den Plan der Umi{for- SC  1e1911C. forderte der Bischof die Gemeinde
INUNg der katholischen Volksschule Verwahrung auf, Einspruch theben »Gebet Willen
einlegen. mut1g Ausdruck! Seid eines Sinnes, W1e Ikca-

tholischer Sinn bei SOLC. wichtiger Angelegen-
Ergänzend schreibt Pfarrer Algermissen heit verlangt! Niemand glaube, daß

Nov 1937 den Regierungspräsidenten, aus dabei tue, W as dem Staat zuwiıider sSe1 WITr sSsetfzen
zuverlässiger Quelle sSCe1 ihm mitgeteilt worden, uns für eine Schule eIN, die 1m preufßischen Lan-
daß VO  w einer einstimmigen Zustimmung des desgesetze, In der deutschen Staatsverfassung
Gemeinderates Z Antrag des Bürgermeisters und 1ın zwel Staatsverträgen mıiıt dem Hl 4ter
keine ede se1n könne. Von den beiden kathaoli- testgelegt iISst.« er mOge den Protest die
schen Gemeinderäten as die Hältfte der Eiın- Umwandlung unterschreiben.



Bere1l1ts Nov 1937 W al die Unterschriften- Cerregt. Abschließen tellte Ptarrer Algermissen
liste abgeschlossen *. DIie kurze Zeitspanne, die fest ; Es haben Iso 96 °% der hiesigen katholi
für die Aktion genugt hatte, alst Rückschlüsse schen Gemeindemitglieder hne jeden Zwang
auf die Haltung der Lamspringer bereitwillig unterschrieben.

DIie Einleitung Z Unterschrittenliste hatte tol- Nur einer der TE1 Lehrer hatte sich auf die Se1ite
genden Wortlaut: des Buüurgermeisters gestellt. DIie beiden anderen
»IUIIie unterzeichneten Mitglieder der katholi- Setzten sich nicht für dessen Antrag eın Ihre E1n-
schen Gemeinde amspringe erheben hiermit stellung dürfte klar SCWESCI se1N, doch hinderte
entschiedensten Einspruch den esSscCHILU sS1e das »Gesetz ZUT Wiederherstellung des Be-
des Herrn Burgermeısters Anhalt auf die E1ın- rufsbeamtentums« VO /. April 1933 elıner
ührung der Gemeinschaftsschule un uthe Unterschrıritt. In groteskem Widerspruch Sse1-

HE oftiziellen Titel diente dazu, mißliebigebung der Bekenntnisschule
Beamte un mıt ihrer Unterschrift waren sS1e

weil der esSschiu 1m Gegensatz der mißliebig geworden urc zuverlässige Funk-
ten katholischen Elternschaft steht, die ach W1e 10nare
VOI eine katholische Schule für ihre Kinder VCI-

langen, Im nächsten Sonntagsgottesdienst dankte der Bı-
SC. der Gemeinde 1n einem Schreiben: »Ich

weil der Beschluß auch den Wünschen fast der danke euch für CUIC Ireue un für Mut Ich
SAaNZCI1 Bevölkerung VO Lamspringe wider- danke euch für das glänzende Beispiel.« Bis ZUuT

spricht, Entscheidung SO 19981 Hauptgottesdienst
Sonn- und Feiertagen SOWI1e bei der Nachmit-

weil der Beschlufß 1 Gegensatz ZULE geltenden tagsandacht eın Gebet für die Erhaltung der ka-
Rechtslage 1St, deren Innehaltung 1n feierlichster tholischen Schule eingelegt werden 1
We1lse VO Staate garantliert 1Sst,

Zum Jahresende teilte der Regierungspräsident
weil selbst Teilnehmer des Gemeinderates 1n Hildesheim Abteilung für Kirchen und Schu-

ihre Zustimmung zurückgezogen aben, len Pfarrer Algermissen M habe dessen
Eingabe VO 16. November 1937 dem Herrn

weil der eScCAIuU. ANSTATtTt die Volksgemein- Reichs- un Preußischen Mıiınıiıster für Wissen-
schatt Öördern durch Enttesselung des schaft, Erziehung und Volksbildung Rust) DE
kampfes den bisher ungetrübten Frieden des tragen. Sobald die Entscheidung des Ministers

vorliege, werde welteren Bescheid geben "*.Fleckens Lamspringe StOIt

WiIr bitten daher den Herrn Regierungspräsiden- Mıtte Januar 1938 wurde annn auch das General-
teNn, dem Beschlusse des Herrn Burgermeısters vikariat 1n dieser Angelegenheit e1ım zuständıi-

SCIH Reichsminister vorstellig *. Nachdem derdie Genehmigung
bisherige Werdegang und die Unrechtmäßigkeit

Abschrift dieses Einspruches haben WI1TFr dem des überrashenden staatlichen Vorgehens durch
Herrn Reichs- un Preußischen Mınıster für den Lamspringer Bürgermeister geschilder WOTI-

den Wal, wird der Mıiınıiıster gebeten, »den HerrnWissenschatt, Erziehung un: Volksbildung
gehen lassen 12a Regierungspräsidenten anzuwelsen, dem Be-

schlufß des Herrn Bürgermelisters VO  a} Lam:
Pfarrer Algermissen teilte dem Generalvikariat springe die Genehmigung VEISABCN. « Begrün-
lapidar mı1ıt »Fast samtliche kxatholischeln] (2e- det wird diese Bıtte „Nach des

Reichskonkordats!® leiben die katholischenmeindemitgliederenunterschrieben. Nur die
Lehrer en die Unterschrift verweıgert.« Le- Bekenntnisschulen gewährleistet. UÜber diese

diglich der Hauptlehrer unterstutze den Antrag Sanz eindeutige Rechtslage und ber den Willen
des Bürgermeisters auf Einführung der Gemeı1in- der Elternschaft kann ber der Herr
schaftsschule Deswegen sSEe1 die Gemeinde sechr Buüurgermeister unmöglich mıiıt eiıner Handbewe-
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SUNs hinweg gehen.« Von besonderen Gründen nungsgemäifs erfolgt Ssind Gemäfß den Vorschrif-
ten 1m Abs en die Beteiligten,für die Einführung der Gemeinschatftsschule 1n

Lamspringe könne nicht die ede se1n. Infolge- die Einwohner VO Lamspringe H: die El
dessen enttalle für den eScCcHhIu jede Rechts- tern der die Schulen 1n Lamspringe besuchenden
grundlage. DiIie Bekenntnisschule habe sich, w1e Kinder, binnen Wochen VO lage der Be-
die Vergangenheit erwlesen habe, hinlänglich kanntmachung des Beschlusses aAb das Recht, das
ewährt Vorhandensein besonderer Gründe für die ET-

richtung der Gemeinschaftsschule durch E1N-
Di1ie Angelegenheit 1e VoOrerst 1ın der chwebe spruch eım Landrat bestreiten. Etwalge
Am Ende des Schuljahres 937/38 ( Versetzungs- Einsprüche en aber keine autschie-
zeugn1sse gab och Ostern| hatte die Lam- en Wirkung “
springer katholische Volksschule 139 (OAHEBE  1N-
der, davon ortstremd. S1e estand AdUus Der Herr Reichs- und Preußische Mınıiıster für
Klassen un: hatte Lehrkräfte*?’. Ende April Wissenschaft, Erziehung un Volksbildung hat
1938 estand die katholische Vo  SSCHUule noch, die Aufhebung der kontessionellen Volksschulen
für eine Umwandlung 1n eine Gemeinschafts- 1n Lamspringe gemäfß Abs VUG geneh-
schule WarTl noch e1n bestimmter 1l1ermınD mi1gt Ihre Eingaben den Herrn Miniıster un
sehen. Religionsunterricht wurde och erteilt 1 mich erledigen sich adurch.«
Oftensichtlich W arl Pfarrer Algermissen och
nicht orlıentlert ber die Entscheidung VO  , Mıiın1ıi- Zynischer 21ng nicht mehr Etwaige E1nspru-

che Iso auch begründete hatten keine auft-Ster Rust, der die Aufhebung der katholischen
Volksschule Lamspringe bereits angeordnet hat schiebende Wirkung! Deutlicher xonnte die

1 Mißachtung des einzelnen, der sich 13n selner
Gruppe, der katholischen Elternschaft und der

Die uhe trog aber DiI1ie staatliche Unterinstanz, Gemeinde, dem Staat gegenüber artikuliert Hat:
der Lamspringer Bürgermelster, 1€e€ weil tEe, nicht oftenbart werden.
die ministerielle Entscheidung kannte? aktıv.
Am en des S uli 1938 eschlo »der Herr Das Generalvikariat riet Pfarrer Algermissen, da
Bürgermeister des Fleckens Lamspringe AD für SOISCHI, da der Einspruch fristgemäfß e1ım
2 Male :, den konfessionellen Charakter der Landrat 1n Alteld eingehe. Am besten sSe1 C  M
hiesigen Volksschule beseitigen un die (Ze- WE der Einspruch VO  = den beteiligten Eltern
meinschaftsschule einzuführen 1n Verbindung komme. Sollte 1eSs nicht möglich se1N, solle
mi1t dem Neubau eliner Volksschule*® « SO Ptar- Algermissen selber Einspruch rtheben un
FG} Algermissen 1n seinem welılıteren Protest e1ım daraut hinweisen, dafß ach dem Gesetz E1ın-

spruch \A}  z Beteiligten thoben werden könne.Regierungspräsidenten 1n Hildesheim. Seine ab
ehnenden Begründungen sind bereits ekannt Zu den Beteiligten gehöre zweiftellos, »obwohl
Er fügte aber hinzu: » An dieser Auffassung des INa  D das seltens der Reglerung Jetz SCIN anzZzweIl-
katholischen Volksteils hat sich nicht das (Ze- telt«,) auch der Pfarrer“®°>.
ringste geändert.«

och die Bedenken des Generalvikariats
Mıt Datum VO Aug 1938 kam annn die überflüssig: Am Sept 1938 protestierten e1ım
ntwort des Regierungspräsidenten, Pfarrer Regierungspräsidenten 1m Namen der KatAhOoHN
germissen un dem Generalvikariat zugestellt. schen Erziehungsberechtigten außer Ptarrer AL
hne auf die Stellungnahme der Gemeinde e1N- germissen die Herren arl Wichmann, Wilh(elm]
zugehen, e1 es „Ich habe den ESCHAIB des Sauer, Frıtz Evensen, Arnold Böning, Theodor
Bürgermeisters 1n Lamspringe über die Errich- Fehlig un Robert rtTecht2
tung AYA @}  . Gemeinschaftsschulen“** VO 11 Juli
1938 gemäifs Abs VUG ®3 genehmigt, VOI- Vergebens: enn Okt 1938 w1es der Land-
behaltlich des dort vorgesehenen weıteren Ver FAaTt 1n Alteld den Protest der Erziehungsberech-
ahrens Der Landrat hat mM1r berichtet, daß die tıgten zurück *. ET begründete die Zurückwei-
Ladungen Zu der Sitzung der Gemeinderäte OTrd- SUNg MALt A eil abstrusen rgumenten, W1e



die Replik der Gemeinde zeıgen wird Er tellte schaft stehe. Im Gegensatz dieser unbewiese-
fest »Ob die übrigen kath Erziehungsberechtig- 1  . Behauptung ist aber als erwlesen anzusehen,
ten der Ortschaft Lamspringe tatsac  1C samt-.- daß die Errichtung der Gemeinschatftsschule, die
ıch hinter diesem Einspruch stehen annn 1n dem nationalsozialistischen Erziehungsideal
gestellt leiben Es 1st dem unterzeichneten entspricht, den Wuünschen der überwiegenden
Landrat bekannt, da die Unterschrift erster Mehrzahl der Bevölkerung VO  ® Lamspringe eNt-
Stelle tatsac  1C VO  @ dem 1n Lamspringe amtıe- gegenkommt, W as daraus hervorgeht, da{f die
renden &b Pastor Algermissen herrührt. Der Gemeinderäte un Schulbeiräte dem esSschiIu
Pastor 1sSt ber als Einwohner der Ortschaft Lam- des Bürgermeisters hne Widerspruch ZUSC-
springe als Beteiligter 1 Sinne des Abs stimmten Von elner Zurückziehung der Zaul:
V nzusehen. Das Gleiche wird VO  - den ub- stımmung durch Teilnehmer des ‚Gemeinderats:
rıgen 6 Unterzeichnern des Einspruchs AHNSEC- ann keine ede se1n. Der eschiu des Burger-
1NOILLIL  CC Was damit ausgesagt werden soll, me1lsters steht auch nicht IH3 Gegensatz ZAUT gel
1st 1L1UI ersc  1eisen ollten Beteiligte Be- tenden Rechtslage, die vielmehr VO allen (!)
troffene als schweigen? eC1Im Zustandekommen des Beschlusses betei-

ligten Behörden einschließlich des Reichsmini-
Der Einspruch sSe1 ber auch, W1e der Landrat für Wissenschatt, Erziehung un Volksbil-
memnte, sachlich unbegründet. DIie Gebäude dung eingehend geprüft worden 1st DiIie Volks-
selen mangelhaft und klein Deshalb sSe1 für gemeinschaft 1n der Gemeinde Lamspringe wird
939/40 eın Schulhaus-Neubau für alle Kinder SC  ve  ich 1m Gegensatz der Behauptung ın

diesem SOgeNaNNtEN Protest Uurc die Errich-geplant außer für die Kinder des Ortsteils las-
hütte]. Nach dessen Fertigstellung »wuürde die e(ung der Gemeinschaftsschule nicht gestort,
Gemeinde wesentliche Ersparnısse den lau- sondern gefördert, weil die die Volksgemein-
tenden Ausgaben für die Schulunterhaltung ha- schaft bisher störende Absonderung der Kinder
ben«. Be1 Einführung der Gemeinschaftsschule der verschiedenen Bekenntnisse in besonderen
ließe sich »e1ine nutzbringendere Verteilung der Schulen jetz aufgehört hat Wenn adurch das
Lehrkräfte 1m Interesse er Schulkinder ermOg- Gemeinschaftsgefü den Kindern VelI-

lichen, denen die Vorteile eines großen chulsy stärkt Wird, wird sich das uch wıieder auf die
ukommen würden«. Es komme hin- Eltern übertragen.

Z daß bei Beibehaltung des konfessionellen
Schulsystems 1n der Schule eiıne vlerte Een- Pfarrer Algermissen fragte darautfhin e1ım (Zene-
rerstelle errichtet werden mUusse, Was für die ralvikariat d W as welıter unternehmen So.  €
Gemeinde eiıne weıtere finanzielle Belastung obwohl »e1ın Erfolg wohl aussichtslos iSst« 2 Das
bedeuten würde. Außerdem hätten die E1ın- Generalvikariat antwortete ihm 8. Nov

1938, mOge datür SOISCHL, da{fß innerhalb VO  asprucherheber »das Vorhandensein besonderer
Gründe für die Einführung der Gemeinschaftfts- agen eine weıtere Beschwerde den egle-
schule 1n Lamspringe (bestritten), hne hierfür rungspräsidenten ausgefertigt werde2 Diese Be-
einen Bewels aNZUtreten und hne den ben schwerde wurde 14 Növ 1938 dem egle-
angeführten Gründen des Beschlusses Stellung rungspräsidenten zugesandtS In ihr heißt C die

nehmen«. überwiegende Mehrheit der Erziehungsberech-
tıgten 1n Lamspringe halte Fortbestand der

Soweit die »sachlichen« Ausführungen des Bekenntnisschule fest, » da sS1e 1n derselben die
Landrats. Was jedoch mı1t der Gemeinschafts- Pflege der religiösen Weltanschauung und daraus
schule politisch intendiert WAaäIl, wird 1m etzten die Erfüllung der Pflichten olk und ater-

and besten gewahrt sehe. Im Ernst IannnAbsatz euUuti«c ausgedrückt. Er wird hier UBZE-
kürzt wiedergegeben: ohl nicht behauptet werden, dafß die Erzıle-

hungsberechtigten, die die Geme1l1n-
»ES wird 1n diesem ‚Protest: ausgeführt, da{(ß der schaftsschule und für die Erhaltung der Bekennt-
eschlu den Wünschen fast der ganNzeCh Bevölke- nisschule eintreten, ihre Pflichten Volk
IUNnNg 1n Lamspringe widerspreche und insbeson- un Vaterland nicht opferfreudig, SCINM un: SaNzZ
ere 1m Gegensatz der kath Eltern- rfülltenund erfüllen DIie Pilege der
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gemeinschaft könne nıcht als Grund für die stımmung der Mehrheit der Gemeinderäte und
Notwendigkeit der Einführung der Geme1ln- Schulbeiräte bedeutungslos. Da{iiß die Beschwer-
schaftsschule angeführt werden. Es sSEe1 wahr, dafß deführer ihre Pflicht un Vaterland
eın Mitglied des Gemeinderates (der vorher be- opferfreudig ertüllen gewillt sind, hat n1ıe-

mand bestritten. DIiese Ausführung 1sSt ebenso-re1its erwähnte Hauptlehrer) A4Uus dem Geme1lin-
derat au  30 sel, weil sich für die (GÜe- wen1g gee1gnet, die Beschwerde begründen,
meinschattsschule entschieden habe Eın ande- w1e die übrigen ””
165 Mitglied se1 der Sıtzung ferngeblieben, weil
der Einführung der Gemeinschaftsschule nıcht Pfarrer Algermissen fragte eı1ım Generalvikariat
zustimmen wollte da wieviele Gemeindemitglieder die Klage

terschreiben sollten *. In der Antwort he1ißt CS,
Sehr direkt iragen die Beschwerdeführer: eiıne bestimmte Anzahl sSe1 nicht vorgeschrieben.
» Warum 111 1111l dem Protest der Erziehungsbe- Jedoch sSe1 daraut achten, dafß keine anderen
rechtigten keinen Glauben schenken? Um dem Namen der Klage stehen als die, die schon
Einspruch nicht stattzugeben, Sagt der Herr die Beschwerde den Regierungspräsidenten
Landrat: ‚Sogenannter Protest:, obwohl die KEr- unterzeichnet hatten >®>.
ziehungsberechtigten für ihre Unterschrift e1nN-
treten C  E uch die Ersparnıs e1nes Lehrerge- DIie Klage wurde TE Dez 1938 erhoben®.

Am 11 Febr 1939 wurde Pfarrer Algermissen derhalts könne ohl nıicht für die sofortige Eintfüh-
IUn der Gemeinschaftsschule angegeben WCCI- Bescheid des Bezirksverwaltungsgerichts Hil-
den, da VOI der Einführung der Gemeinschaftts- esheim Az 110/38)] zugestellt. Die Klage Warl
schule nıcht mehr Lehrkrätte 1N amprınge Febr 1939 zurückgewiesen worden.
IC  3 als ach der Einführung.

Interessant i1st die Begründung der Ablehnung:
Abschließen1 » WIr stehen ach W1e VOI S1€e 1st rein tormal UT Sache selbst wird nichts
auft dem Standpunkt 4AUS$S den ben dargelegten ausgeführt. Es el da37 »Der abweisende E1n-
Gründen, da{lß für die Einführung der Geme1lin- spruchsbescheid (des Regierungspräsidenten
schaftsschule 1n Lamspringe keine Begründung VO Nov 1958, ©} enthielt eiıne Rechts-
bestehtgemeinschaft könne nicht als Grund für die  stimmung der Mehrheit der Gemeinderäte und  Notwendigkeit der Einführung der Gemein-  Schulbeiräte bedeutungslos. Daß die Beschwer-  schaftsschule angeführt werden. Es sei wahr, daß  deführer ihre Pflicht gegen Volk und Vaterland  ein Mitglied des Gemeinderates (der vorher be-  opferfreudig zu erfüllen gewillt sind, hat nie-  mand bestritten. Diese Ausführung ist ebenso-  reits erwähnte Hauptlehrer) aus dem Gemein-  derat ausgetreten sei, weil er sich für die Ge-  wenig geeignet, die Beschwerde zu begründen,  meinschaftsschule entschieden habe. Ein ande-  wie die übrigen*«.  res Mitglied sei der Sitzung ferngeblieben, weil es  der Einführung der Gemeinschaftsschule nicht  Pfarrer Algermissen fragte beim Generalvikariat  zustimmen wollte.  an, wieviele Gemeindemitglieder die Klage un-  terschreiben sollten**. In der Antwort heißt es,  Sehr  direkt  fragem die  Beschwerdeführer:  eine bestimmte Anzahl sei nicht vorgeschrieben.  »Warum will man dem Protest der Erziehungsbe-  Jedoch sei darauf zu achten, daß keine anderen  rechtigten keinen Glauben schenken? Um dem  Namen unter der Klage stehen als die, die schon  Einspruch nicht stattzugeben, sagt der Herr  die Beschwerde an den Regierungspräsidenten  Landrat: >»Sogenannter Protest«, obwohl die Er-  unterzeichnet hatten®°.  ziehungsberechtigten für ihre Unterschrift ein-  treten...«. Auch die Ersparnis eines Lehrerge-  Die Klage wurde am 27. Dez. 1938 erhoben*°.  Am 11. Febr. 1939 wurde Pfarrer Algermissen der  halts könne wohl nicht für die sofortige Einfüh-  rung der Gemeinschaftsschule angegeben wer-  Bescheid des Bezirksverwaltungsgerichts Hil-  den, da vor der Einführung der Gemeinschafts-  desheim (Az 110/38) zugestellt. Die Klage war  schule nicht mehr Lehrkräfte in Lampringe wa-  am 7.Febr. 1939 zurückgewiesen worden.  ren als nach der Einführung.  Interessant ist die Begründung der Ablehnung:  Abschließend heißt es: »Wir stehen nach wie vor  sie ist rein formal. Zur Sache selbst wird nichts  auf dem Standpunkt aus den oben dargelegten  ausgeführt. Es heißt da*’: »Der abweisende Ein-  Gründen, daß für die Einführung der Gemein-  spruchsbescheid  (des  Regierungspräsidenten  schaftsschule in Lamspringe keine Begründung  vom 30. Nov. 1938, s. o.) enthielt eine Rechts-  besteht...«. Erneut wird gebeten, dem Beschluß  mittelbelehrung mit einer Frist von 4 Wochen  des Landrats nicht zuzustimmen.  und ist am 6. Dezember zugestellt worden.  Erneut vergebens: denn am 30. Nov. 1938 wies  Gegen diesen Bescheid haben der katholische  der Regierungspräsident die Beschwerde zurück,  Pfarrer Algermissen und andere katholische Er-  so daß sich das Generalvikariat genötigt sah, der  ziehungsberechtigte Klage im Verwaltungs-  Lampringer Gemeinde zu empfehlen, innerhalb  streitverfahren erhoben, die laut Eingangsstem-  der in der Zurückweisung angegebenen 4-Wo-  pel am 31. Dezember 1938 beim Regierungsprä-  chen-Frist Klage beim Bezirksverwaltungsge-  sidenten einging.  richt in Hildesheim einzureichen. Ein Klageent-  wurf war beigefügt*?‘. Der Regierungspräsident  Wenn auch durch die Erhebung der Klage am 31.  hatte erklärt: »Die erneut vorgebrachte Behaup-  Dezember 1938 die angegebene vierwöchige Frist  tung, daß die überwiegende Mehrzahl der Erzie-  als gewahrt angesehen werden müßte, ist doch  hungsberechtigten in Lamspringe an der Be-  die Klage wegen Fristversäumnis zurückzuwei-  kenntnisschule festhalte, ist nicht erwiesen, ins-  sen. Durch 8 21 der Verordnung zur Vereinfa-  besondere nicht dadurch, daß die Beschwerde  chung der Preuß. Verwaltung vom 3. September  zwei Unterschriften mehr enthält*?, als der Ein-  1932 (& S.S. 283) ist die Frist zur Erhebung der  spruch.  Klage allgemein nur auf 2 Wochen festgesetzt.  Die Klage war demnach bis zum 20. Dezember  Wenn wirklich wie die Beschwerde behauptef‚  1938 zu erheben. Die Bestimmung des $ 36  ein Gemeinderat sein Amt niedergelegt hat und  Abs. 6 des Volksschulunterhaltungsgesetzes*®,  ein anderer der Sitzung ferngeblieben ist, »um  wonach die Klage in diesem Fall innerhalb 4 Wo-  nicht zuzustimmen:, so ist das gegenüber der Zu-  chen erhoben werden kann, ist durch 8 21 Abs. 1  88Erneut wird gebeten, dem eschiu mittelbelehrung m1t einer Frıst VO  a Wochen
des Landrats nicht zuzustimmen. und 1st Dezember zugestellt worden.

Erneut vergebens: enn NOov 1L938 wl1es Gegen diesen Bescheid haben der katholische
der Regierungspräsident die Beschwerde zurück, Pfarrer Algermissen und andere katholische ErT-

daß sich das Generalvikariat genotigt sah, der ziehungsberechtigte Klage 17 Verwaltungs-
Lampringer Gemeinde empfehlen, innerhalb streitverftfahren erhoben, die laut kıngangsstem-
der 1n der Zurückweisung angegebenen 4-Wo pel 31 Dezember 1938 eım Regiıierungspra-
chen-Frist Klage e1ImM Bezirksverwaltungsge- sidenten eINg1INg
richt 1n Hildesheim einzureichen. Eın Klageent-
wurf Wal beigefügt””. Der Regierungspräsident Wenn auch durch die Erhebung der Klage 31
hatte erklärt: »DIe ErNEUtT vorgebrachte Behaup- Dezember 1938 die angegebene vierwöchige Frıst
CUNg, dafß die überwiegende Mehrzahl der Erzlie- als gewahrt angesehen werden müßte, 1st doch
hungsberechtigten 1n Lamspringe der B?- die Klage Fristversaumnı1ıs zurückzuwei-
kenntnisschule festhalte, 1st nicht erwlesen, inSs- SCIL Durch S 21 der Verordnung ZUurT Vereinfa-
besondere nicht dadurch, da{f die Beschwerde chung der Preufßß Verwaltung VO September
Zzwel Unterschritten mehr enthält *, als der Eı1ın- 1932 283 1st die Frıst Z Erhebung der
spruch. Klage allgemein 11UT auf Wochen testgesetzt.

DI1ie Klage Warl demnach bis ZU Dezember
Wenn wirklich WI1e die Beschwerde behaupteé‚ 1938 rtheben Die Bestiımmun des S 36
eIN Gemeinderat se1n Amt niedergelegt hat und Abs des Volksschulunterhaltungsgesetzes*®,
eın anderer der Sitzung terngeblieben 1St, HGE wonach die Klage 1n diesem Fall innerhalb Wo-
nicht zuzustimmen:, 1st das gegenüber derZ chen thoben werden kann, 1st UTC Z Abs



der Verordnung VO September 1932 aufgeho- ach der nicht mehr In der geschilderten Weılse
ben DIie Rechtsmittelbelehrung 1m abweisenden entschieden werden konnte, wird deutlich 1n der

VO derBescheid des Regierungspräsidenten Verordnung Nr 165 Militärregierung
30. November 1938 1sSt daher unrichtig. Nach Deutschland — Britisches Kontrollgebiet 4UuS dem
dem Kommentar VO Brauchitsch 74 5B Landes- ahr 1948 — In wird klargestellt, da{fß jede Art
verwaltungsgesetz, LB  Q, S 112 Zitfer 3 gehen VO Verwaltungshandeln nachprüfbar 1sSt Und In
Gesetzesunkenntnis un Rechtsirrtum E: 35 erl »I IIie Frıst für eın Rechtsmittel der
Sten der fristversaumenden Parte1l un Z W al einen sonst1igen Rechtsbehelf, beginnt Iag annn
selbst dann, WCI111 die Behörde S1€e durch unrich- lautfen, WLn der Beteiligte über den Rechts-
tı1ge Rechtsmittelbelehrung veranlaßt hat behelf, die zuständige Behörde m1t Angabe ihres

S1itzes un:! die einzuhaltende Frıst elehrt W OI -
1Ne€e€ gesetzliche Verpflichtung der Behörde ZUrTr den 1St.« (1) schließlich stellt fest „»Nach-
Rechtsmittelbelehrung W al 1n diesem Fall nicht sicht Versaumung eıner gesetzlichen Y1S
gegeben. Es bleibt dem Kläger vielmehr selbst Ikkann beantragen, WCI hne e1genes Verschulden
überlassen, WCCNI) die Erhebung der Klage beab verhindert WAaIl, die Frıst einzuhalten.«
sichtigt, den Rechtsbehelt un die mi1t ihm VeI-
bundenen Frısten selbst nachzuprüfen. Anmerkungen:

Henry Pı ck Hitlers Tischgespräche 1mMm Führerhauptquar-
DIie Frıst 74008 Erhebung der Klage 1sSt er VeI- t1er Eingeleitet, kommentiert un:! hrsg. VO ANnN-
saumt Daal die Klage abzuweisen«. DIie Kosten dreas Hillgruber, München 1968 (dtv Dokumente 524),

S. ö 1941der Streitwert betrug 1000,— hatte der Klä
Erlaß des Reichsministers für Wissenschaft, Erziehung un

SCI, die Pfarrei also, tragen. Volksbildung, Rust, VO DE 1938
BLl F: 1937

Dieser Bescheid enthielt eiıne Rechtsmittelbe- Abgeschlossen 1933, veröftentlicht 1n Kirchlicher
Anzeıger für das Bıstum Hildesheim, Stück, 1933 AT-ehrung Innerhalb VO  . agen ach Zustel-

lung des Bescheids könne 1n doppelten chrift- tikel 23 lautet: „IIie Beibehaltung und Neueinrichtung katholi-
scher Bekenntnisschulen bleibt gewährleistet. In allen (ze-

satzen entweder eine mundliche Verhandlung meinden, 1n denen Eltern der sonstige Erziehungsberechtigte
VOI dem Bezirksverwaltungsgericht beantragt beantragen, werden katholische Volkss chulen errichtet WCI1-

der Rev1sıon eım Preußischen Oberverwal- den, WCI111 die ahl der Schüler unte: gebührender Berücksich-
ı1gung der örtlichen schulorganisatorischen Verhältnisse einentungsgericht eingelegt werden. nach Ma{ßgabe der staatlichen Vorschriften geordneten Schul-
betrieb durchtührbar erscheinen Laßt

Damıiıt W arl ach damaliger Rechtsauffassung die BI 3/4 (Durchschlag]).
Umwandlung der katholischen Volksschule iın Siehe Anm r 213 ff 1942; weiterhin Dokument 66 b

‚Aus dem Protokoll über 1ne Sitzung der ReichsregierungLamspringe 1ın eiıne Gemeinschaftsschule Z
j Der Nationalsozialismus. Dokumente] Okt L938 rechtswirksam geworden. Resi1i- Hrsg. un: kommentiert VO  - Walther Hofier,gniert tellte Pftarrer Algermissen 1n seinem Frankturt/Main 195 / (Fischer Bücherei 172} 130 » [ JDer

Schreiben das Generalvikariat test »E1ine Reichskanzler lehnte 1ne Debatte über Einzelheiten des
Reichskonkordats ab Etwailige Mängel des Konkordats könn-Weiterverfolgung der Angelegenheit erscheint
ten späater, bei besserer außenpolitischer Lage, verbessert WeI-mMI1r bei derartiger Einstellung aussichtslos und den. 4

verursacht LLUT och unnöt1ige Kosten WITr sind 31 un 1933 die wel esetze »Gleichschaltung der
jedoch 1er der Überzeugung, da{fß WITF 1n der Länder mit dem Reich« » [Jas ‚Gesetz über den Neuautbau des

Reiches: VO Januar 1934 degradierte schließlich die LänderSache recht aben, WE WI1TF auch ın der
mittleren Verwaltungsstellen des Reiches, indem die Läan-orm abschlägig beschieden sind hne uUunseICc

Schuld>?.« derparlamente autfhob un:! dle Hoheitsrechte der Länder auf das
Reich übertrug. Als letzte Konsequenz der Umbildung des
Reichs 1n einen zentralistischen Einheitsstaat folgte Fe-
bruar 1934 die Aufhebung des Reichsrats, 1n dem sich der bun:Dem 1st nichts hinzuzufügen.
desstaatliche Charakter des Reichs bisher verkörpert hatte.«

Oder OC Fuür die eıt bis zZzu Ende des Trıtten |Hermann Helmut Deutsche Geschichte
der Jungsten Vergangenheit E  J Tübingen/StuttgartReiches sicher nicht Da hatte Ptarrer Algermis- 40]
Blatt KT 1937 Durchschlag]). Am PE 1937 w1e PfarrerSCH das letzte wertende Wort gesprochen. Die

andere, auch formal andere Rechtsauffassung, Algermissen handschriftlich auf dieser Nachricht das C;ene-



ralvikariat bemerkt 1St eın gleichlautendes Schreiben den ten das Vorhandensein besonderer Gründe durch Einspruch
Landrat 1n Alteld/Leine abgegangen. e1m Kreisausschusse, sofern ıne Stadt beteiligt 1st, e1ım Be-
Zr Person des Bischofs siehe ermann ng{ »Ohne einer zirksausschusse bestritten werden. egen die Beschlüsse des

Kreisausschusses 1sSt die Beschwerde den Provinzialrat zuläs-austührlichen Biographie über ihn vorzugreifen können WITr
behaupten, Bischof Machens 1n die große Phalanx der S1S.« (Abs definiert die Gemeinschaftsschule.)
Kämpfer die Gewaltherrschaft des Dritten Reiches un:! Sperrdruck VO Vertfasser.
selner Weltanschauung eingereiht werden kann«, 1n Das Bis- BL 1938 (Konzept|.
{u Hildesheim Eıne Dokumentation, hrsg. VO. BI 1938 ‚ Kopie das Generalvikariat miıt eigenhändi-
ermann Engter, Hildesheim 1971 (Die 10zese Hildesheim 1n SCI Unterschrift der Unterzeichner); Blatt weıtere ople
Vergangenheit un:! Gegenwart / Von Eng- D BILl Z D 19358 (3 maschinenschriftliche Kopien der Zu-
ter liegt noch e1in Abriß der Wirksamkeit VO  - Bischof Machens rückweisung] DIie fehlenden Satzzeichen ın den Abschrif-
VOI 1n den „Niedersächsischen Lebensbildern« 9I 1976, ten!

E a 28 BL EL 1938
Der Hirtenbrief m1t der Unterschrift Joseph Godehard umfaßt BL 11 1938 (Konzept|).
die Blätter DIie 1mMm ersten Briet VO:  5 Pfarrer Algermissen BIl 3435 EL 1938 (Kopie m1t eigenhändigen Unterschrif-
das Generalvikariat E Sß 193 7, siehe Anmerkung geduSs- te  =) Neu hinzu kamen Joh(ann Sauer, ottmann, Wilhelm

Vermutung, „»daflß diese Mafßsnahme allgemeiner Aatur i1st Schulze, Fehlig). BIl 36—3 / Kopie der Beschwerde.
un:! allen anderen Orten ebentalls VOISCHOININ wird«, be 31 BI 41 1938 |Konzept).
statıgt der Hirtenbrieft: Mıiıt Bleistift wird darauf vermerkt, da{fß Es Vlier Unterschriften dazugekommen, andere weggefal-

gleichlautend E Jan 1938 1n Bremen- Hemelingen ZUT len, w1e der Schriftvergleich ze1gt!
Verlesung vorgesehen Wa  H In der Pfarrchronik )) 100 Jahre Pfar: BIL 3840 I: 1938 (3 Koplen des Beschlusses des Regıle-
re1l Bremen-Hemelingen« im Bistumsarchiv Hildesheim] heißt rungspräsidenten| uch hier die Satzzeichen nach den Ko
CS, die katholische Schule se1 1938 VO  - der nationalso- plen.
zialistischen Regıerung aufgelöst worden. Das erklärt den e1lt- Bl 1938
punkt der Verlesung. Inzwischen ist die Gemeinde durch BL DE 1938 (Konzept|).
Tausch die 10zese Osnabrück gekommen. Bl 1938 (Kopie mit eigenhändigen Unterschrif-

11 tenBeim Generalvikariat E 1937 1n Kopien eingegangen,
die leider verloren sSind. Nur das Anschreiben VO  - Pfarrer AT Bl 4445 1939 Brief VO Pfarrer Algermissen das (Ze:
germiıssen 1sSt erhalten (Bl 9 neralvikariat mi1ıt der Abschrift des Bescheids]).
Bl (Konzept|; BIL 1517 ‚Maschinenschrift). Gemeint 1st das Yo  J siehe Anm
Bi Eigenhändig VO:  D Bischot Godehard auf den Brief VO  w} Pfar- Siehe Anm.
K Algermissen konzipiert. Bl enthält die Reinschrift ‚Ma: » Verwaltungsgerichtsbarkeit 1n der britischen Z0one«, 1n Ver-
schinenschrift). ordnungsblatt für die britische Zone Jg 1948, 263—274 (L5
Bl k: 193 / (Kopie VO:  w Pfarrer Algermissen das Gene-
ralvikariat).
BIL 1018 1938 |Konzept mıiıt der Paraphe des damaligen
Generalvikars Dr Offenstein|
Siehe Anm
Bl 1938 ‚Pfarrer Algermissen das Generalvika-
rlat)

18 Bl 1938 (Pfarrer Algermissen das Generalvika-
rlat).
Siehe Anm
BILl 2024 1938 Pfarrer Algermissen den Reglerungs-
präsidenten 1n Hildesheim \maschinenschriftliche ople das
Generalvikariat).

Za Bl 1938 (Schreiben des Regierungspräsidenten das
Generalvikariat, eingegangen 1938!). BIL ELE Ko-
p1ıe VO:  w} Pfarrer Algermissen das Generalvikariat.
uch die evangelische Volksschule W al betrotften.
VU!  6 »Gesetz, betreffend die Unterhaltung der öffentlichen
Volksschulen« VO 1906 miıt den Anderungen des eset-
acs VO 1918, abgedruckt 1n Reichs- un preufßisches
Staatskirchenrecht. Textangabe mıiıt Anmerkungen un! Sach-
verzeichnis VO  w Ba Godehard Josef Ebers, München 1932,
Seite 194 ff Abs VU:  C lautet: »Schulen der 1m Abs
bezeichneten Art können aUus besonderen Gründen uch VO
anderen Schulverbänden miıt Genehmigung der Schulauf-
sichtsbehörde errichtet werden. Der Beschluß des Schulverban-
des 1st nebst der Genehmigungserklärung der Schulaufsichts-
behörde 1n ortsüblicher Weıise bekannt machen. Binnen Vlier
Wochen VO: Jlage der Bekanntmachung ab kann VO Beteilig-


